
  27.12.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 21 

Gericht 

BVwG 

Entscheidungsdatum 

27.12.2017 

Geschäftszahl 

W242 2180312-1 

Spruch 

W242 2180312-1/3E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Heumayr als Einzelrichter über die Beschwerde 
des XXXX geb. XXXX , Staatsangehörigkeit Nigeria, vertreten durch die XXXX , gegen den Bescheid des 
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , Zl. XXXX , zu Recht: 
 

I.) Die Beschwerde wird gemäß § 5 AsylG 2005 und § 61 FPG als unbegründet abgewiesen. 
 

II.) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer (im Folgenden: BF) stellte am XXXX im Bundesgebiet einen Antrag auf internationalen 
Schutz. 
 

Im Zuge der am 18.10.2017 von einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes durchgeführten 
niederschriftlichen Erstbefragung gab der BF zusammengefasst zu Protokoll, dass über Niger, Libyen nach 
Italien gereist sei. Von dort sei er in die Schweiz gereist. Nach seiner Rückkehr nach Italien habe er sich dort bis 
zum 17.10.2017 aufgehalten. In Italien habe er zwar einen positiven Asylbescheid bekommen, sein 
Aufenthaltstitel sei aber abgelaufen. Hinzu komme, dass die Situation in Italien schlecht gewesen sei und er 
keine Arbeit und Unterkunft gehabt habe. Verwandte würde er in Österreich keine haben und möchte er im 
Bundesgebiet bleiben. 
 

Eine am 18.10.2017 durchgeführte EURODAC-Abfrage ergab eine Treffermeldung aus Italien und eine aus der 
Schweiz. 
 

Mit Verfahrensanordnung vom 18.10.2017 wurde dem BF mitgeteilt, dass Konsultationen mit Italien und der 
Schweiz geführt werden würden. 
 

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl übermittelte am 23.10.2017 ein auf Art 18. Abs. 1 lit. b der 
Verordnung (EU) 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrag auf internationalen Schutz 
zuständig ist (Dublin III-VO), gestütztes Ersuchen um Wiederaufnahme an Italien. 
 

Mit Schreiben vom 08.11.2017 teilte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl der italienischen Dublin-
Behörde mit, dass innerhalb der Frist des Art. 25 Abs. 2 Dublin III-VO keine Antwort erfolgte und daher die 
Zuständigkeit auf Italien übergegangen sei. 
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Mit Verfahrensanordnung wurde dem BF am 11.11.2017 gemäß § 29 Abs. 3 AsylG bekannt gegeben, dass 
beabsichtigt sei seinen Antrag auf internationalen Schutz zurückzuweisen, da die Zuständigkeit Italiens 
angenommen werde. Weiter wurden dem BF am selben Tag Länderfeststellungen zu Italien nachweislich 
ausgehändigt. 
 

In weiterer Folge wurde der BF vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl unter Beiziehung eines 
Dolmetschers für die englische Sprache und in Anwesenheit eines Rechtsberaters niederschriftlich 
einvernommen, wobei er im Wesentlichen angab, an einer Rechtsberatung teilgenommen zu haben und der 
Einvernahme psychisch und physisch folgen zu können. Im Wesentlichen brachte er weiter vor nicht nach Italien 
zurückkehren zu wollen, da er dort keine Arbeit gehabt hätte. 
 

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat mit dem nunmehr angefochtenen, am XXXX erlassenen 
Bescheid, den Antrag auf internationalen Schutz, ohne in die Sache einzutreten, gemäß § 5 Abs. 1 AsylG 2005 
als unzulässig zurückgewiesen und ausgesprochen, dass für die Prüfung des gegenständlichen Antrages auf 
internationalen Schutz gemäß Art. 18 Abs. 1 lit. b der Verordnung 604/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates Italien zuständig sei. Gleichzeitig wurde gegen den BF die Außerlandesbringung gemäß § 61 Abs. 1 Z 
1 FPG angeordnet und ausgesprochen, dass die Abschiebung des BFs gemäß § 61 Abs. 2 FPG nach Italien 
zulässig sei. 
 

Die belangte Behörde führte im Wesentlichen aus, dass sich die Zuständigkeit Italiens aufgrund von Verfristung 
ergeben würde. In der Person des BFs liegende Umstände, die einer Überstellung nach Italien entgegenstünden, 
würden nicht gegeben sein. Der BF habe außerdem seiner Überstellung nach Italien auf dem Landweg 
zugestimmt. 
 

Zur Lage in Italien wurden im angefochtenen Bescheid durch die belangte Behörde im Wesentlichen festgestellt 
(durch das Bundesverwaltungsgericht gekürzt wiedergegeben): 
 

"1. Neueste Ereignisse - Integrierte Kurzinformationen 
 

KI vom 26.07.2017, Neuer Circular Letter (Tarakhel); Asylstatistik; 

Unterbringung 
 

(relevant für Abschnitt 3/Dublin-Rückkehrer und Abschnitt 6/Unterbringung) 
 

Im Sinne des Tarakhel-Urteils stellte Italien im Juni 2015 in einem Rundbrief eine Liste von SPRAR-
Einrichtungen zur Verfügung, welche für die Unterbringung von Familien geeignet sind, die als Dublin-
Rückkehrer nach Italien zurückkehren. Zuletzt wurde am 24. Juli 2017 ein neuer Rundbrief versendet und die 
Liste aktualisiert. Sie umfasst nun 18 SPRARProjekte mit zusammen 78 Unterbringungsplätzen für Familien mit 
Kindern (MdI 24.7.2017). 
 

Aus einer Statistik des UNHCR geht hervor, dass 2017 bis 16. Juli 

93.213 Bootsflüchtlinge in Italien gelandet sind. Das sind um 13.373 Personen mehr als im Vergleichszeitraum 
des Vorjahres. Allerdings ist der Juli 2017 bislang mit 9.461 Migranten etwas schwächer als der 
Vergleichszeitraum 2016 (9.618). Aus den Statistiken geht hervor, dass mehr Personen in Italien Asylanträge 
stellen als im Vergleichszeitraum des Vorjahres, wobei diese Anträge nicht notgedrungen von Neuankünften 
gestellt worden sein müssen (UNHCR 16.7.2017). 
 

Laut offizieller italienischer Statistik haben 2017 bis zum 14. Juli 

80.665 Personen einen Asylantrag gestellt. Mit selbem Datum waren 

22.406 Anträge negativ erledigt, 3.842 erhielten Flüchtlingsstatus, 

4.165 erhielten subsidiären Schutz, 10.632 erhielten humanitären Schutz. 
 

2.118 Antragsteller waren nicht mehr auffindbar (VB 19.7.2017a). 
 

Mit Stand 18. Juni 2017 waren 194.809 Migranten in staatlichen italienischen 
 

Unterbringungseinrichtungen untergebracht (VB 19.7.2017b). 
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Quellen: 
 

 - MdI – Ministero dell Interno (24.7.2017): Circular Letter, per –E-Mail 
 

 - UNHCR – Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (16.7.2017): Italy weekly 
 

snapshot - 16 Jul 2017, per E-Mail 
 

 - VB des BM.I Italien (19.7.2017a): Statistiken der ital. Asylbehörde, per E-Mail 
 

 - VB des BM.I Italien (19.7.2017b): Auskunft des VB, per E-Mail 
 

Allgemeines zum Asylverfahren 
 

In Italien existiert ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlichen Beschwerdemöglichkeiten (AIDA 
2.2017; für ausführliche Informationen siehe dieselbe Quelle). 
 

Aus aktuellen Statistiken des italienischen Innenministeriums geht hervor, dass es im Jahre 2016 insgesamt 
123.600 Asylanträge gegeben hat, was einer Steigerung von 47% gegenüber 2015 entspricht (MdI 10.3.2017, 
vgl. Eurostat 16.3.2017). 4.808 Personen haben 2016 Flüchtlingsstatus zuerkannt bekommen, 12.873 subsidiären 
Schutz und 

18.979 internationalen humanitären Schutz. 54.254 Anträge (60%) wurden abgewiesen (MdI - 10.3.2017). 
 

Die Asylverfahren nehmen je nach Region sechs bis fünfzehn Monate in Anspruch. Wenn Rechtsmittel ergriffen 
werden, kann sich diese Dauer auf bis zu zwei Jahren erstrecken (USDOS 3.3.2017). 
 

Aus Statistiken des italienischen Innenministeriums geht hervor, dass es in Italien 2017 mit Stand 21. April 
46.225 Asylanträge gab. 
 

Bild kann nicht dargestellt werden 
 

(VB 26.4.2017) 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 

 - MdI - Ministero dell’Interno (10.3.2017): Dati e statistiche, 
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/it/documentazione/statistica/i-numeri-dellasilo; 
Zugriff 23.3.2017 

 

 - USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 2016 - Italy, 

http://www.ecoi.net/local_link/337159/479923_de.html, Zugriff 30.3.2017 
 

 - VB des BM.I Italien (26.4.2017): Statistik des ital. Innenministeriums, per E-Mail 
 

Dublin-Rückkehrer 
 

Die meisten Dublin-Rückkehrer landen auf den Flughäfen Rom-Fiumicino und Mailand-Malpensa. Ihnen wird 
am Flughafen von der Polizei eine Einladung (verbale di invito) ausgehändigt, der zu entnehmen ist, welche 
Quästur für ihr Asylverfahren zuständig ist. Die Situation von Dublin-Rückkehrern hängt vom Stand ihres 
Verfahrens in Italien ab: 
 

1. Wenn ein Rückkehrer noch keinen Asylantrag in Italien gestellt hat, kann er dies nun tun, so wie jede andere 
Person auch (AIDA 2.2017). 
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2. Ist das Verfahren des Rückkehrers noch anhängig, wird es fortgesetzt und er hat dieselben Rechte wie jeder 
andere Asylwerber auch (AIDA 2.2017). 
 

3. Wenn ein Verfahren vor endgültiger Entscheidung unterbrochen wurde, etwa weil sich der Antragsteller 
diesem entzogen hat, und der Betreffende wird von Italien im Rahmen von Art. 18(1)(c) zurückgenommen, wird 
das Verfahren auf Antrag wieder aufgenommen (EASO 12.2015). 
 

4. Bei Rückkehrern, die unter Art. 18(1)(d) und 18(2) fallen und welche Italien verlassen haben, bevor sie über 
eine negative erstinstanzliche Entscheidung informiert werden konnten, beginnt die Rechtsmittelfrist erst zu 
laufen, wenn der Rückkehrer von der Entscheidung in Kenntnis gesetzt wurde (EASO 12.2015; vgl. AIDA 
2.2017). 
 

5. Wurde der Rückkehrer beim ersten Aufenthalt in Italien von einer negativen Entscheidung in Kenntnis gesetzt 
und hat dagegen nicht berufen, kann er zur Außerlandesbringung in ein CIE (Schubhaftlager) gebracht werden. 
Wurde ihm die Entscheidung nicht zur Kenntnis gebracht, steht dem Rückkehrer der Beschwerdeweg offen, 
sobald er informiert wurde (AIDA 2.2017). 
 

6. Hat sich der Rückkehrer dem persönlichen Interview nicht gestellt und sein Antrag wurde daher negativ 
beschieden, kann er nach Rückkehr ein neues Interview beantragen (AIDA 2.2017). 
 

(Für weitere Informationen, siehe Kapitel 6.3 Dublin-Rückkehrer.) 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 

 - EASO – European Asylum Support Office (12.2015): Quality Matrix Report: Dublin procedure, per E-
Mail 

 

Non-Refoulement 
 

Grundsätzlich bietet Italien Schutz gegen Abschiebung oder Rückkehr von Flüchtlingen in Länder, in denen ihr 
Leben oder ihre Freiheit aufgrund Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe oder 
politischer Gesinnung bedroht wäre (USDOS 25.6.2015). 
 

Hinsichtlich unbegleiteter Minderjähriger besteht ein absolutes Rückschiebeverbot an der Grenze (UNICEF 
29.3.2017). 
 

Das italienische Innenministerium hat ausdrücklich darauf verwiesen, dass der Zugang zu Asylverfahren und 
Grundrechten Personen nicht verweigert werden kann, für die willkürlich angenommen wird, dass sie des 
internationalen Schutzes nicht bedürfen. Außerdem wurde explizit bestätigt, dass alle Migranten das Recht 
haben, vor Refoulement geschützt zu werden. Es würden laut Innenministerium keine Ausweisungsbefehle 
erlassen, wenn Migranten zuvor nicht korrekt informiert wurden (AIDA 2.2017). 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 

 - UNICEF - United Nations Children’s Fund (29.3.2017): Approvata la "Legge Zampa": più tutele e 
inclusione per i minori stranieri non accompagnati, 

http://www.unicef.it/doc/7324/approvata-la-legge-zampa-per-minori-stranieri-non-accompagnati.htm, Zugriff 
3.4.2017 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - Italy, 
http://www.ecoi.net/local_link/306380/443655_de.html, Zugriff 14.4.2016 
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Versorgung 
 

Unterbringung 
 

Grundsätzlich sind Fremde zur Unterbringung in Italien berechtigt, sobald sie den Willen erkennbar machen, um 
Asyl ansuchen zu wollen und eine entsprechende Bedürftigkeit besteht. Das Unterbringungsrecht gilt bis zur 
erstinstanzlichen Entscheidung bzw. dem Ende der Rechtsmittelfrist. Bei Rechtsmitteln mit automatisch 
aufschiebender Wirkung besteht dieses Recht auch bis zur Entscheidung des Gerichts. Gemäß der Praxis in den 
Jahren 2015 und 2016 erfolgt der tatsächliche Zugang zur Unterbringung erst mit der formellen Registrierung 
des Antrags (verbalizzazione) anstatt sofort nach der erkennungsdienstlichen Behandlung (fotosegnalamento). 
Zwischen diesen beiden Schritten sind, abhängig von Region und Antragszahlen, Wartezeiten von Wochen oder 
gar Monaten möglich, in denen Betroffene Probleme beim Zugang zu alternativer Unterbringung haben können. 
Betroffene Asylwerber ohne ausreichende Geldmittel sind daher auf Freunde oder Notunterkünfte angewiesen, 
oder es droht ihnen Obdachlosigkeit. Zum Ausmaß dieses Phänomens gibt es allerdings keine statistischen 
Zahlen. Tatsächlich ist diese Problematik durch die Erweiterung der SPRAR-Kapazitäten und Einführung der 
temporären Unterbringungsstrukturen (CAS) nur für Personen relevant, die ihren Antrag im Land stellen, nicht 
für auf See geretteten Asylwerber (AIDA 2.2017). 
 

Wie die untenstehende Statistik des italienischen Innenministeriums zeigt, wurden die 
Unterbringungskapazitäten in den letzten 3 Jahren massiv gesteigert. 
 

Bild kann nicht dargestellt werden 
 

(MdI - 31.3.2017) 
 

Mit Stand 31.3.2017 waren in Italien laut offiziellen Statistiken des italienischen Innenministeriums 137.599 
Personen in Flüchtlingsunterkünften untergebracht, davon 2.204 in den sogenannten Hotspots (dienen nur der 
Registrierung der Flüchtlinge; nach max. 72 Stunden Weiterverbringung in Flüchtlingsunterkünfte in ganz 
Italien), 13.835 in Erstaufnahmezentren, 137.599 in temporären Strukturen (meist durch NGOs und Private mit 
staatlicher Förderung zur Verfügung gestellt) und 23.867 in staatlicher Betreuung (SPRAR): 
 

Bild kann nicht dargestellt werden 
 

(VB 19.4.2017) 
 

Grundsätzlich lässt sich die Struktur der Unterkünfte wie folgt grafisch darstellen. 
 

Bild kann nicht dargestellt werden 
 

(AIDA 2.2017) 
 

CPSA - (Centri di primo soccorso e accoglienza) / Hotspots 
 

Menschen, die - vor allem auf dem Seeweg - illegal nach Italien kommen, erhalten zunächst Unterstützung in 
den großen Einwanderungszentren bzw. Hotspots (AIDA 2.2017, vgl: MdI 28.7.2015). Die ursprünglichen 
CPSA in Lampedusa und Pozzallo bilden seit 2016 zusammen mit den Zentren Taranto und Trapani die 
sogenannten Hotspots. Dieses Hotspot-Konzept wurde von der Europäischen Kommission entwickelt, um jene 
Mitgliedsstaaten zu unterstützen, die an den EU-Außengrenzen einem besonderen Migrationsdruck ausgesetzt 
sind. Nähere Informationen sind weiter unten dem Abschnitt "Hotspots" zu entnehmen (AIDA 2.2017, vgl. EC 
o. D.). Nach dieser Phase der ersten Hilfe unmittelbar nach Ankunft in den CPSA bzw. Hotspots werden die 
Fremden, je nach Status, entweder rückgeführt oder in andre Unterkünfte verlegt (AIDA 2.2017, vgl. MdI 
28.7.2015). (Für weitere Informationen siehe Kapitel 6.2 Hotspots.) 
 

CDA, CARA und CAS 
 

CDA, CARA und CAS sind Erstaufnahmezentren und bieten eine eher grundlegende Versorgung mit Essen, 
Kleidung, Basisinformation, Rechtsberatung und medizinischer Notversorgung. Es handelt sich um große 
Erstaufnahmezentren mit sehr vielen Unterbringungsplätzen (AIDA 2.2017). 
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Die CDA (centri di accoglienza) sind allgemeine Aufnahmezentren, in denen insbesondere die auf dem 
Staatsgebiet aufgegriffenen Fremden zur Identitätsfeststellung und Statusbestimmung untergebracht werden, 
während CARA (Centri d’Accoglienza Richiedenti Asilo) Zentren für die Aufnahme von Asylwerbern sind. 
CDA und CARA umfassen derzeit 15 Erstaufnahmezentren mit ca. 14.694 Plätzen (AIDA 2.2017). Asylwerber 
sollen dort einige Wochen oder Monate untergebracht werden, bis die administrativen Formalitäten bezüglich 
eines Asylantrags abgeschlossen und ein neuer Unterkunftspatz gefunden ist. Sprachtraining oder andere 
Integrationsmaßnahmen finden in diesen Zentren nicht statt (CoE 2.3.2017). 
 

CARA, CDA und CPSA sollen sukzessive in den durch das Gesetz 142/2015 eingeführten sogenannten "hub 
regionali" aufgehen. Jede Region soll über einen solchen hub verfügen. Migranten, die in den Hotspots um 
internationalen Schutz ansuchen, sollen dann an diese "hub regionali" als Erstaufnahmezentren weitergeleitet 
werden. Ziel ist es, die Strukturen zu straffen und die Schutzsuchenden in Zentren unterzubringen, die in der 
Nähe von Einwanderungsbüros liegen (AIDA 2.2017, vgl. MdI 2016; SFH 8.2016) 
 

Die CAS (Centri di accoglienza straordinaria) sind temporäre Aufnahmezentren, die speziell in Zeiten hoher 
Migrationsströme andere Zentren entlasten sollen. De facto dienen sie zur Unterbringung von Bootsflüchtlingen. 
Ihre Zahl wird je nach Bedarf angepasst und ist daher nur schwer festzumachen. Die CAS dienen auch als 
"Second-Line-Aufnahme" in Vorbereitung auf die Unterbringung in SPRAR. Derzeit sind ca. 130.000 Personen 
in über 7000 CAS-Unterkünften in ganz Italien untergebracht (AIDA 2.2017, vgl. MdI 28.7.2015). Primär als 
Notunterkünfte vorgesehen, liegt der Schwerpunkt der CAS nicht auf einer längerfristigen Integration, obwohl 
viele Asylsuchende während der Bearbeitung ihrer Asylanträge in einem CAS untergebracht sind (CoE 
2.3.2017). 
 

Grundsätzlich sollen Asylwerber jedenfalls in allen hier genannten Einrichtungen nur temporär untergebracht 
werden, bis eine Verlegung in das SPRAR (Sistema di protezione per richiedenti asilo e rifugiati) möglich ist. 
Da SPRAR aber nicht über ausreichende Kapazitäten verfügt, gibt es einen chronischen Rückstau, der wiederum 
eine zum Teil massive Überbelegung der CAS-Unterkünfte zur Folge hat. Viele Asylsuchende bleiben bis zum 
Asylentschied in den CAS. Um eine gewisse Entlastung des Systems herbeizuführen, werden Asylwerber oft 
sofort nach Erhalt eines positiven Bescheids aus dem Aufnahmesystem genommen (AIDA 2.2017). 
 

Generell variiert die Qualität zwischen den verschiedenen Arten von Flüchtlingsunterkünften und auch innerhalb 
der jeweiligen Kategorien stark und hängt vom Ausmaß der jeweiligen Überbelegung und dem lokalen 
Management ab (AIDA 2.2017). Die Bedingungen in einigen Einrichtungen führen zu Bedenken nach den 
Artikeln 3 und 5 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) (CoE 2.3.2017). 
 

SPRAR - (Sistema di Protezione per Richiedenti Asilo e Rifugiati) 
 

Das SPRAR besteht derzeit (Stand 2. Februar 2017) aus 640 kleineren dezentralisierten 
Zweitaufnahmezentren/Projekten mit einer aktuellen Gesamtkapazität von 25.838 betreuten Personen. Etwa 95 
dieser Projekte widmen sich unbegleiteten Minderjährigen (2.007 Personen) und 44 Unterkünfte mit insgesamt 
592 Plätzen widmen sich Menschen mit psychischen Problemen (SPRAR 2.2.2017). 
 

Die SPRAR-Projekte der Gemeinden sind hauptsächlich Wohnungen oder kleine Zentren und bieten 
Übersetzungsleistungen, linguistisch-kulturelle Mediation, rechtliche Beratung, medizinische Versorgung, sozio-
psychologische Unterstützung, Unterstützung Vulnerabler, Integrationsberatung sowie Freizeitaktivitäten. Die 
Unterbringungsbedingungen sind besser als in CARA-Zentren. Es steht mehr Platz pro Person zur Verfügung (in 
kleineren Einheiten teilen sich oft nur zwei Personen ein Zimmer) und die hygienischen Standards sind besser. 
Es gibt Erholungsbereiche, manchmal besteht auch die Möglichkeit, selbst zu kochen. Bei Unterbringung 
unbegleiteter Minderjähriger werden diese Standards normalerweise - beispielsweise um Sportmöglichkeiten - 
nochmals ausgeweitet (AIDA 2.2017). 
 

Trotz aller positiver Aspekte ist das Wachstum von SPRAR in den vergangenen Jahren nicht ausreichend, um 
den Unterbringungsbedürfnissen in ausreichendem Maße entsprechen zu können. SPRAR deckt derzeit nur etwa 
20% der Aufnahmenachfrage ab (AIDA 2.2017, vgl. MdI 31.3.2017). 
 

Ist in keiner der vorgesehenen Strukturen Platz für einen Asylwerber gegeben, wäre für den Zeitraum, in dem 
dieser nicht untergebracht werden kann, eigentlich ein Taggeld vorgesehen. In der Praxis wird dieses aber nicht 
ausbezahlt. Stattdessen wird der Asylwerber unter Inkaufnahme einer entsprechenden Überbelegung trotzdem 
untergebracht (AIDA 2.2017). 
 

NGOs berichten, dass Tausende legale und illegale Fremde - ohne Zugang zu öffentlichen Diensten und 
Leistungen - in verlassenen alten Gebäuden leben (USDOS 3.3.2017). 
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NGOs 
 

Außerhalb der staatlichen Strukturen existiert noch ein Netzwerk privater Unterbringungsmöglichkeiten, 
betrieben etwa von Kirchen und Freiwilligenorganisationen. Ihre Zahl ist schwierig festzumachen. Interessant 
sind sie im Notfall oder für die Unterbringung von Familien (AIDA 2.2017). 
 

CIE - (Centro di identificazione ed espulsione) 
 

Personen, die sich illegal im Land aufhalten und für internationalen Schutz nicht in Frage kommen, werden in 
Erwartung der Abschiebung in den Schubhaftzentren CIE untergebracht. Die Dauer des Aufenthalts beträgt 
hierbei maximal 18 Monate (MdI 28.7.2015). 
 

Italien verfügt mit Stand vom 20. Jänner 2016 über insgesamt sechs in Betrieb befindlichen CIEs mit einer 
theoretischen Kapazität von insgesamt 720 Plätzen (PI 2.2016). 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 

 - CoE - Council of Europe Secretary General (2.3.2017): Bericht zu Fact-Finding-Mission zur Lage von 
MigrantInnen und Flüchtlingen von 16. bis 21. Oktober 2016 (Aufnahmebedingungen; unbegleitete 
Kinder; 

internationale Schutzverfahren; MigrantInnen im Transit; 

Integration; etc.), 

https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016806f9d70, Zugriff 7.4.2017 
 

 - EC - European Commission (o.D.), Hotspot-Konzept zur Steuerung außergewöhnlicher 
Migrationsströme, https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-
do/policies/european-agenda-migration/background-information/docs/2_hotspots_de.pdf, Zugriff 
3.4.2017 

 

 - MdI - Ministero dell’Interno Italiano (28.7.2015): Centri per l’imigrazione, 

http://www.interno.gov.it/it/temi/immigrazione-e-asilo/sistema-accoglienza-sul-territorio/centri-limmigrazione, 
Zugriff 28.3.2017 
 

 - MdI - Ministero dell’Interno Italiano (2016): Piano accoglienza 2016. Tavolo di ccordinamento 
nazionale, Zugriff 11.4.2017 

 

 - MdI - Ministero dell‘Interno (31.3.2017): Dati e statistiche, 
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/it/documentazione/statistica/cruscotto-
statistico-giornaliero, Zugriff 4.4.2017 

 

 - PI - Parlamento Italiano, Senato della Repubblica (2.2016): 

Rapporto sui centri di identificazione ed espulsione in Italia, 
https://www.senato.it/application/xmanager/projects/leg17/file/repository/commissioni/dirittiumaniXVII/rapport
o_cie.pdf, Zugriff 11.4.2017 
 

 - SFH - Schweizerische Flüchtlingshilfe (8.2016): Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien, 
https://www.ecoi.net/file_upload/90_1472034789_160815-sfh-bericht-italien-aufnahmebedingungen-
final.pdf, Zugriff 11.4.2017 

 

 - SPRAR - Sistema di Protezione per Richiedenti Asilo e Rifugiati (2.2.2017): Composizione di base 
della rete SPRAR, http://www.sprar.it/i-numeri-dello-sprar, Zugriff 11.4.2017 

 

 - USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 2016 - Italy, 

http://www.ecoi.net/local_link/337159/479923_de.html, Zugriff 30.3.2017 
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 - VB des BM.I Italien (19.4.2017): Statistik des ital. Innenministeriums, per E-Mail 
 

Dublin-Rückkehrer 
 

Dublin-Rückkehrer die noch nicht in Italien offiziell untergebracht waren, haben Zugang zu Unterbringung. Eine 
allgemeine Aussage, wie lange es dauert bis tatsächlich ein Platz gefunden ist, ist nicht möglich. Aufgrund von 
Informationsmangel, Fragmentierung des Systems und Platzknappheit, dauert es tendenziell länger. In den 
letzten Jahren wurden daher temporäre Aufnahmestrukturen für die Rückkehrer geschaffen, in denen vulnerable 
Fälle verbleiben bis eine alternative Unterbringung gefunden ist, bzw. in denen nicht-vulnerable Fälle bleiben, 
bis ihr rechtlicher Status geklärt ist. Berichten zufolge kommt es aber vor, dass Dublin-Rückkehrer nicht 
untergebracht werden und sich daher selbst um ihre Unterbringung - mitunter in Behelfssiedlungen - kümmern 
müssen (AIDA 2.2017). 
 

Wenn Rückkehrer in Italien bereits einmal offiziell untergebracht waren und diese Unterbringung einfach 
verlassen haben, kann dies zu Problemen führen. Wenn diese Personen nach Rückkehr einen Antrag auf 
Unterbringung stellen, kann dieser von der zuständigen Präfektur abgelehnt werden. Ebenso haben Rückkehrer 
mit einem Schutzstatus in Italien Probleme beim Zugang zu Unterbringung (AIDA 2.2017). 
 

Im Sinne des Tarakhel-Urteils stellte IT im Juni 2015 in einem Rundbrief eine Liste von SPRAR-Einrichtungen 
zur Verfügung, welche für die Unterbringung von Familien geeignet sind. Zuletzt wurde am 12. Oktober 2016 
ein neuer Rundbrief versendet und die Liste aktualisiert. Sie umfasst nun 11 SPRAR-Projekte mit zusammen 58 
Unterbringungsplätzen für Familien mit Kindern (MdI 12.10.2016). 
 

Die NGOs Danish Refugee Council und Swiss Refugee Council haben Anfang 2017 6 Fälle von vulnerablen 
Rückkehrern (Familien mit Kindern bzw. Schwangeren) nach Italien einem Monitoring unterzogen und 
berichten, dass 2 dieser Fälle bei Rückkehr keinen Zugang zu Unterbringung hatten. Die übrigen 4 Fälle wurden 
zunächst übergangsweise untergebracht, wobei die Bedingungen als für Vulnerable unpassend kritisiert wurden. 
In weiterer Folge konnten Plätze in SPRAR gefunden werden. Die Betroffenen und die beteiligten NGOs 
sprechen von Willkür oder zumindest Unvorhersehbarkeit seitens der italienischen Behörden. Als problematisch 
wurde in den gemonitorten Fällen vor allem der mangelnde Informationsfluss betreffend die Vulnerabilität der 
Rückkehrer zwischen den Behörden des überstellenden Staats und Italiens beschrieben (DRC/SRC 9.2.2017). 
 

Der BM.I-Verbindungsbeamte in Italien, der gegebenenfalls die Rückkehr vulnerabler Fälle aus Österreich am 
Flughafen Rom-Fiumicino begleiten kann, berichtete im Feber 2017 von der Rückkehr einer Familie mit 
Kindern nach Italien, woraus sich abseits des Einzelfalls interessante allgemeine Fakten ergeben. Am Flughafen 
Fiumicino sind ab 10:30 Uhr Vertreter der Vereinigung ITC (Interpreti Traduttori in Cooperativa) vertreten. Es 
handelt sich dabei um eine Kooperative von Übersetzern, Dolmetschern und Kulturmediatoren, die in ganz 
Italien mit über 2.000 Experten aktiv sind und mehrere italienische Behörden und internationale Organisationen 
mit ihrer Kompetenz beim Umgang mit Migranten unterstützen. Diese decken offenbar eine gewisse Bandbreite 
an Sprachen ab und unterstützen gegebenenfalls bei der niederschriftlichen Befragung zu den Asylgründen in 
Italien. Die Quästur hat direkt am Flughafen Rom Fiumicino eine Zweigstelle eingerichtet, um den 
administrativen Ablauf zu beschleunigen und den Rückkehrern die Anfahrt ins Zentrum von Rom zu ersparen. 
Nach der Befragung wurde der Familie der zeitlich auf 6 Monate befristete Aufenthaltstitel für Asylwerber von 
der Quästur ausgestellt und die Familie erhielt eine Mahlzeit, während mit der Präfektur von Rom abgeklärt 
wurde, wo die Rückkehrer vorübergehend unterzubringen wären. Da zum Zeitpunkt der Anreise keine Plätze in 
SPRAR-Strukturen (Unterkünfte der 2. Stufe; auch: Folgeunterkünfte) zur Verfügung standen, wurde die 
Familie zuerst außerordentlich untergebracht (in sogenannten Centri accoglienza straordinari). Auch bei dieser 
Art der Unterbringung werden Familien in eigenen Strukturen untergebracht. Sobald ein Platz in einer SPRAR-
Struktur frei wird, werden die Familien dorthin verlegt. Der Transfer in die Unterbringung erfolgt entweder 
organisiert, oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln, wobei die Kosten dann durch die Vereinigung "ITC" getragen 
werden. Im gemonitorten Fall war der Transfer für denselben Nachmittag angekündigt. (VB 14.2.2017; ITC 
o.D.). 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 



 Bundesverwaltungsgericht 27.12.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 9 von 21 

 - DRC - Danish Refugee Council / SRC – Swiss Refugee Council (9.2.2017): Is mutual trust enough? The 
situation of persons with special reception needs upon return to Italy, 
https://www.refugeecouncil.ch/assets/news/2017/drc-osar-drmp-report-090217.pdf, Zugriff 8.5.2017 

 

 - ITC Interpreti Traduttori in Cooperativa (o.D.): The Cooperative, 
http://www.cooperativaitc.org/en/about-us/the-cooperative, Zugriff 9.5.2017 

 

 - MdI – Ministero dell Interno (12.10.2016): Circular Letter, per –E-Mail 
 

 - VB des BM.I für Italien (14.2.2017): Bericht des VB, per E-Mail 
 

Medizinische Versorgung 
 

Asylwerber und Personen mit einem Schutzstatus in Italien müssen sich beim italienischen nationalen 
Gesundheitsdienst registrieren und haben dann in Bezug auf medizinische Versorgung dieselben Rechte und 
Pflichten wie italienische Staatsbürger. Das Recht auf medizinische Versorgung erfolgt im Moment der 
Registrierung eines Asylantrags, der wiederum von der Zuweisung eines "codice fiscale" (Steuer-Codes) 
abhängt, der von den Quästuren im Zuge der Formalisierung des Asylantrags vergeben wird. Das kann Wochen 
oder sogar Monate dauern, zumal 2016 ein eigenes Steuercode-System für Asylwerber eingeführt wurde. Bis 
dahin haben Asylsuchende nur Zugang zu medizinischen Basisleistungen wie etwa einer Notfallversorgung, wie 
sie gemäß Artikel 35 des Einwanderungsgesetzes (TUI) auch illegalen Migranten zusteht. Die Anmeldung 
erfolgt in den Büros der lokalen Gesundheitsdienste (Aziende sanitaria locali, ASL). Im Zuge der Registrierung 
wird eine Gesundheitskarte (tessera sanitaria) ausgestellt. Die Registrierung berechtigt zu folgenden Leistungen: 

freie Wahl eines Hausarztes bzw. Kinderarztes (kostenlose Arztbesuche, Hausbesuche, Rezepte, usw.); 
Geburtshilfe und gynäkologische Betreuung bei der Familienberatung (consultorio familiare) ohne 
allgemeinärztliche Überweisung; kostenlose Aufenthalte in öffentlichen Krankenhäusern (AIDA 2.2017). 
 

Asylwerber und Schutzberechtigte können sich auf Basis einer Eigendeklaration bei der ASL als bedürftig 
registrieren lassen. Sie werden dann arbeitslosen Staatsbürgern gleichgestellt und müssen keine Praxisgebühr 
("Ticket") bezahlen. Die Praxis ist aber nicht im ganzen Land einheitlich. Auch bezüglich der Verlängerung der 
Befreiung gibt es regional unterschiedliche Regelungen. Die Sprachbarriere ist das größte Zugangshindernis zu 
medizinischer Versorgung. Asylwerber und Schutzberechtigte mit psychischen Problemen (z.B. Folteropfer) 
haben das Recht auf dieselbe Behandlung wie italienische Staatsbürger. Seit April 2016 existiert in Rom ein 
NGO-Projekt zur Indentifizierung und Rehabilitation von Folteropfern (AIDA 2.2017). 
 

Der Zugang zur Gesundheitsversorgung wird in der Praxis dadurch beeinträchtigt, dass viele Asylwerber und 
Schutzberechtigte nicht über ihre Rechte und das administrative Verfahren zum Erhalt einer Gesundheitskarte 
informiert sind. Dies gilt insbesondere, wenn sie sich in einer prekären Wohnsituation befinden (SFH 8.2016). 
 

Auch illegal aufhältige Personen können von medizinischen Notdiensten usw. Gebrauch machen. Die Gesetze 
verbieten es dem medizinischen und Verwaltungspersonal, die Polizei bezüglich illegaler Migranten zu 
informieren (UNHRC 21.7.2014). 
 

MedCOI bearbeitet grundsätzlich keine medizinischen Anfragen zu EU-Mitgliedsstaaten, da die medizinischen 
Mitarbeiter von MedCOI (Ärzte) davon ausgehen, dass medizinische Behandlungsmöglichkeiten in der EU 
generell in ausreichendem Maße verfügbar sind. Ausnahmen von dieser Regel sind nur in sehr spezifischen 
Einzelfällen möglich (MedCOI 14.12.2016). 
 

Quellen: 
 

 - AIDA - Asylum Information Database (ASGI - Association for Legal Studies on Immigration; ECRE - 
European Council on Refugees and Exiles) (2.2017): National Country Report Italy, 
http://www.asylumineurope.org/sites/default/files/report-download/aida_it_2016update.pdf, Zugriff 
23.3.2017 

 

 - MedCOI – Medical Country of Origin Information (14.12.2016): 

Auskunft MedCOI, per E-Mail 
 

 - SFH - Schweizerische Flüchtlingshilfe (8.2016): Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien, 
https://www.ecoi.net/file_upload/90_1472034789_160815-sfh-bericht-italien-aufnahmebedingungen-
final.pdf, Zugriff 11.4.2017 
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 - UNHRC - United Nations Human Rights Council (21.7.2014): National report submitted by the 
Government of Italy, http://www.ecoi.net/file_upload/1930_1414580593_g1408921.pdf, Zugriff 
27.4.2016” 

 

Gegen den oben angeführten Bescheid erhob der BF durch seine nunmehrige Vertretung fristgerecht am 
13.12.2017 Beschwerde. Begründend wurde im Wesentlichen auf die schlechte Versorgungslage in Italien 
hingewiesen. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Beim BF handelt es sich um einen gesunden und volljährigen Staatsangehörigen Nigerias. Er ist über Niger und 
Libyen nach Italien gereist, wo er sich zuletzt von Mai 2012 bis zum 17.10.2017 aufhielt. Nach seiner Einreise 
ins Bundesgebiet stellte er am 17.10.2017 einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl trat am 23.10.2017 an die zuständige Dublin-Behörde Italiens heran 
und übermittelte ein auf Art. 18. Abs. 1 lit. b der Verordnung (EU) 604/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der 
für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten 
Antrag auf internationalen Schutz zuständig ist (Dublin III-VO), gestütztes Ersuchen um Wiederaufnahme. 
 

Am 08.11.2017 teilte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl der italienischen Dublin-Behörde mit, dass 
innerhalb der Frist keine Antwort erfolgte und daher gemäß Art. 25 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 
die Zuständigkeit auf Italien übergegangen ist. 
 

Es liegen keine relevanten familiären, sozialen oder beruflichen Anknüpfungspunkte im Bundesgebiet vor. Es 
konnte nicht festgestellt werden, dass der BF an einer psychischen oder physischen Krankheit leidet, die einer 
Überstellung nach Italien aus gesundheitlichen Gründen entgegensteht. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der BF im Falle einer Überstellung nach Italien, insbesondere wegen 
drohender Kettenabschiebungen und fehlender adäquater Unterbringung, Gefahr liefe, einer unmenschlichen 
Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr ausgesetzt zu 
werden. 
 

Die oben wiedergegebenen Feststellungen des angefochtenen Bescheides zur Situation in Italien werden der 
Entscheidung des erkennenden Gerichtes zu Grunde gelegt. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen zum Reiseweg beruhen auf der vorliegenden Aktenlage und den dahingehend glaubhaften 
Angaben des BFs. Gestützt werden diese durch die vorliegenden EURODAC-Treffer, welche die 
erkennungsdienstliche Behandlung in Italien und der Schweiz belegen. 
 

Die mängelfreie Durchführung des Konsultationsverfahrens ergibt sich aus der unzweifelhaften Dokumentation 
im Verwaltungsakt. Dass in Italien kein positiver Asylbescheid erlassen wurde ergibt sich aus der Tatsache, dass 
Italien dem auf Art. 18 Abs. 1 lit b Dublin III-VO gestützten Wiederaufnahmeersuchen nicht widersprochen hat. 
 

Die Feststellungen zur Person des BFs, zu familiären, sozialen und beruflichen Anknüpfungspunkten sowie zum 
Gesundheitszustand beruhen auf seinen eigenen, dahingehend glaubhaften Angaben. 
 

Hinsichtlich des in Italien etablierten Asylsystems ergeben sich aus den dem angefochtenen Bescheid zu Grunde 
liegenden Länderinformationen keine Hinweise auf grobe, systematische Mängel. Somit war durch das 
Bundesverwaltungsgericht, insbesondere in Bezug auf die Durchführung des Asylverfahrens, die Unterbringung, 
die medizinische Versorgung und die Sicherheitslage der Schutzsuchenden, den Feststellungen der 
Verwaltungsbehörde zu Folgen. 
 

Ein ausreichend substantiiertes, individuelles Vorbringen zu einer konkreten Bedrohung in Italien wurde durch 
den BF weder im Verwaltungsverfahren noch in der Beschwerde erstattet. 
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3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Die maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen lauten: 
 

Asylgesetz 2005: 
 

§ 5. (1) Ein nicht gemäß §§ 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulässig 
zurückzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin Verordnung zur Prüfung des 
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zuständig ist. Mit der Zurückweisungsentscheidung 
ist auch festzustellen, welcher Staat zuständig ist. Eine Zurückweisung des Antrages hat zu unterbleiben, wenn 
im Rahmen einer Prüfung des § 9 Abs. 2 BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der Zurückweisung 
verbundene Anordnung zur Außerlandesbringung zu einer Verletzung von Art. 8 EMRK führen würde. 
 

(3) Sofern nicht besondere Gründe, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden 
oder beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die für die reale Gefahr des 
fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach 
Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet. 
 

§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rückkehrentscheidung oder einer 
Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn 
 

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a zurückgewiesen wird, 
 

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 zurückgewiesen wird, 
 

und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht erteilt wird sowie in 
den Fällen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. 
 

§ 15a. (1) Fremde im Zulassungsverfahren unterliegen einer periodischen Meldeverpflichtung, wenn 
 

1. eine Mitteilung nach § 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 erfolgt oder 
 

2. dem Fremden gemäß § 12a Abs. 1 ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt und 
 

über den Fremden weder Schubhaft verhängt wurde, noch gegen ihn ein gelinderes Mittel angewandt wird. 
 

(2) Zur Erfüllung der Meldeverpflichtung gemäß Abs. 1 haben sich Fremde, die nicht in einer 
Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt werden, in periodischen, 48 Stunden nicht unterschreitenden, 
Abständen bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die dafür 
notwendigen Angaben, wie insbesondere die zuständige Dienststelle einer Landespolizeidirektion sowie 
Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 
VwGVG) mitzuteilen. Für Fremde, die in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt werden, gilt die 
Abwesenheit von mindestens 48 Stunden von der Betreuungseinrichtung als Verletzung der Meldeverpflichtung. 
Die Abwesenheit von der Betreuungsstelle ist auf geeignete nachvollziehbare Weise zu dokumentieren. Eine 
Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfüllung für den Fremden nachweislich nicht 
möglich oder nicht zumutbar war. 
 

BFA-Verfahrensgesetz: 
 

§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung 
gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- 
oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
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2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

§ 21. 
 

(6a) Unbeschadet des Abs. 7 kann das Bundesverwaltungsgericht über die Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung einer Beschwerde, der diese von Gesetz wegen nicht zukommt (§ 17) oder der diese vom Bundesamt 
aberkannt wurde (§ 18), und über Beschwerden gegen zurückweisende Entscheidungen im Zulassungsverfahren 
ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung entscheiden. 
 

(7) Eine mündliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit 
der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das 
Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG. 
 

Fremdenpolizeigesetz: 
 

§ 61. (1) Das Bundesamt hat gegen einen Drittstaatsangehörigen eine Außerlandesbringung anzuordnen, wenn 
 

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4a oder 5 AsylG 2005 zurückgewiesen wird oder nach 
jeder weiteren, einer zurückweisenden Entscheidung gemäß §§ 4a oder 5 AsylG 2005 folgenden, 
zurückweisenden Entscheidung gemäß § 68 Abs. 1 AVG oder 
 

(2) Eine Anordnung zur Außerlandesbringung hat zur Folge, dass eine Abschiebung des Drittstaatsangehörigen 
in den Zielstaat zulässig ist. Die Anordnung bleibt binnen 18 Monaten ab Ausreise des Drittstaatsangehörigen 
aufrecht. 
 

(3) Wenn die Durchführung der Anordnung zur Außerlandesbringung aus Gründen, die in der Person des 
Drittstaatsangehörigen liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer 
sind, ist die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben. 
 

(4) Die Anordnung zur Außerlandesbringung tritt außer Kraft, wenn das Asylverfahren gemäß § 28 AsylG 2005 
zugelassen wird. 
 

Verordnung (EU) 604/2013: 
 

Artikel 3 
 

Verfahren zur Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz 
 

(1) Die Mitgliedstaaten prüfen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehöriger oder 
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließlich an der Grenze oder in den Transitzonen stellt. 
Der Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapitels III als 
zuständiger Staat bestimmt wird. 



 Bundesverwaltungsgericht 27.12.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 13 von 21 

 

(2) Lässt sich anhand der Kriterien dieser Verordnung der zuständige Mitgliedstaat nicht bestimmen, so ist der 
erste Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, für dessen Prüfung zuständig. 
 

Erweist es sich als unmöglich, einen Antragsteller an den zunächst als zuständig bestimmten Mitgliedstaat zu 
überstellen, da es wesentliche Gründe für die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die 
Aufnahmebedingungen für Antragsteller in diesem Mitgliedstaat systemische Schwachstellen aufweisen, die 
eine Gefahr einer unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU–
Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die Zuständigkeit prüfende Mitgliedstaat, die Prüfung der in 
Kapitel III vorgesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob ein anderer Mitgliedstaat als zuständig bestimmt 
werden kann. 
 

Kann keine Überstellung gemäß diesem Absatz an einen aufgrund der Kriterien des Kapitels III bestimmten 
Mitgliedstaat oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wurde, vorgenommen werden, so wird 
der die Zuständigkeit prüfende Mitgliedstaat der zuständige Mitgliedstaat. 
 

(3) Jeder Mitgliedstaat behält das Recht, einen Antragsteller nach Maßgabe der Bestimmungen und 
Schutzgarantien der Richtlinie 32/2013/EU in einen sicheren Drittstaat zurück- oder auszuweisen. 
 

Artikel 7 
 

Rangfolge der Kriterien 
 

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats finden in der in diesem Kapitel genannten 
Rangfolge Anwendung. 
 

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapitels zuständigen Mitgliedstaats wird von der 
Situation ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller seinen Antrag auf 
internationalen Schutz zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt. 
 

(3) Im Hinblick auf die Anwendung der in den Artikeln 8, 10 und6 genannten Kriterien berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten alle vorliegenden Indizien für den Aufenthalt von Familienangehörigen, Verwandten oder 
Personen jeder anderen verwandtschaftlichen Beziehung des Antragstellers im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats, sofern diese Indizien vorgelegt werden, bevor ein anderer Mitgliedstaat dem Gesuch um 
Aufnahme- oder Wiederaufnahme der betreffenden Person gemäß den Artikeln 22 und 25 stattgegeben hat, und 
sofern über frühere Anträge des Antragstellers auf internationalen Schutz noch keine Erstentscheidung in der 
Sache ergangen ist. 
 

Artikel 13 
 

Einreise und/oder Aufenthalt 
 

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser 
Verordnung genannten Verzeichnissen, einschließlich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 
festgestellt, dass ein Antragsteller aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines 
Mitgliedstaats illegal überschritten hat, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig. Die Zuständigkeit endet zwölf Monate nach dem Tag des illegalen Grenzübertritts. 
 

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemäß Absatz 1 dieses Artikels nicht länger zuständig und wird auf der 
Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 22 Absatz 3 genannten Verzeichnissen 
festgestellt, dass der Antragsteller — der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten eingereist ist oder bei 
dem die Umstände der Einreise nicht festgestellt werden können — sich vor der Antragstellung während eines 
ununterbrochenen Zeitraums von mindestens fünf Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten hat, so ist dieser 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig. 
 

Hat sich der Antragsteller für Zeiträume von mindestens fünf Monaten in verschiedenen Mitgliedstaaten 
aufgehalten, so ist der Mitgliedstaat, wo er sich zuletzt aufgehalten hat, für die Prüfung des Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig. 
 

Artikel 17 
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Ermessensklauseln 
 

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat beschließen, einen bei ihm von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prüfen, auch wenn er 
nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist. 
 

Der Mitgliedstaat, der gemäß diesem Absatz beschließt, einen Antrag auf internationalen Schutz zu prüfen, wird 
dadurch zum zuständigen Mitgliedstaat und übernimmt die mit dieser Zuständigkeit einhergehenden 
Verpflichtungen. Er unterrichtet gegebenenfalls über das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das 
gemäß Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet worden ist, den zuvor zuständigen 
Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats durchführt, 
oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde. 
 

Der Mitgliedstaat, der nach Maßgabe dieses Absatzes zuständig wird, teilt diese Tatsache unverzüglich über 
Eurodac nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den Zeitpunkt über die erfolgte 
Entscheidung zur Prüfung des Antrags anfügt. 
 

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur 
Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats durchführt, oder der zuständige Mitgliedstaat kann, bevor eine 
Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller 
aufzunehmen, aus humanitären Gründen, die sich insbesondere aus dem familiären oder kulturellen Kontext 
ergeben, um Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzuführen, auch wenn der andere 
Mitgliedstaat nach den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht zuständig ist. Die betroffenen Personen 
müssen dem schriftlich zustimmen. 
 

Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, über die der ersuchende Mitgliedstaat verfügt, um dem ersuchten 
Mitgliedstaat die Beurteilung des Falles zu ermöglichen. 
 

Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle erforderlichen Überprüfungen vor, um zu prüfen, dass die angeführten 
humanitären Gründe vorliegen, und antwortet dem ersuchenden Mitgliedstaat über das elektronische 
Kommunikationsnetz DubliNet, das gemäß Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet wurde, 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs. Eine Ablehnung des Gesuchs ist zu begründen. 
 

Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm die Zuständigkeit für die Antragsprüfung 
übertragen. 
 

Artikel 18 
 

Pflichten des zuständigen Mitgliedstaats 
 

(1) Der nach dieser Verordnung zuständige Mitgliedstaat ist verpflichtet: 
 

a) einen Antragsteller, der in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach Maßgabe der Artikel 
21, 22 und 29 aufzunehmen; 
 

b) einen Antragsteller, der während der Prüfung seines Antrags in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag 
gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel aufhält, nach 
Maßgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen; 
 

c) einen Drittstaatsangehörigen oder einen Staatenlosen, der seinen Antrag während der Antragsprüfung 
zurückgezogen und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich ohne Aufenthaltstitel 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhält, nach Maßgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder 
aufzunehmen; 
 

d) einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, dessen Antrag abgelehnt wurde und der in einem anderen 
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne 
Aufenthaltstitel aufhält, nach Maßgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen. 
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(2) Der zuständige Mitgliedstaat prüft in allen dem Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstaben a und b 
unterliegenden Fällen den gestellten Antrag auf internationalen Schutz oder schließt seine Prüfung ab. 
 

Hat der zuständige Mitgliedstaat in den in den Anwendungsbereich von Absatz 1 Buchstabe c fallenden Fällen 
die Prüfung nicht fortgeführt, nachdem der Antragsteller den Antrag zurückgezogen hat, bevor eine 
Entscheidung in der Sache in erster Instanz ergangen ist, stellt dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Antragsteller 
berechtigt ist, zu beantragen, dass die Prüfung seines Antrags abgeschlossen wird, oder einen neuen Antrag auf 
internationalen Schutz zu stellen, der nicht als Folgeantrag im Sinne der Richtlinie 2013/32/EU behandelt wird. 
In diesen Fällen gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die Prüfung des Antrags abgeschlossen wird. 
 

In den in den Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstabe d fallenden Fällen, in denen der Antrag nur in erster 
Instanz abgelehnt worden ist, stellt der zuständige Mitgliedstaat sicher, dass die betreffende Person die 
Möglichkeit hat oder hatte, einen wirksamen Rechtsbehelf gemäß Artikel 46 der Richtlinie 2013/32/EU 
einzulegen. 
 

Art. 20 Einleitung des Verfahrens 
 

(1) Das Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats wird eingeleitet, sobald in einem 
Mitgliedstaat erstmals ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wird. 
 

(2) Ein Antrag auf internationalen Schutz gilt als gestellt, wenn den zuständigen Behörden des betreffenden 
Mitgliedstaats ein vom Antragsteller eingereichtes Formblatt oder ein behördliches Protokoll zugegangen ist. Bei 
einem nicht in schriftlicher Form gestellten Antrag sollte die Frist zwischen der Abgabe der Willenserklärung 
und der Erstellung eines Protokolls so kurz wie möglich sein. 
 

(3)-(5) [...] 
 

Artikel 23 
 

Wiederaufnahmegesuch bei erneuter Antragstellung im ersuchenden Mitgliedstaat 
 

(1) Ist ein Mitgliedstaat, in dem eine Person im Sinne des Artikels 18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d einen 
neuen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, der Auffassung, dass nach Artikel 20 Absatz 5 und Artikel 
18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d ein anderer Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags zuständig ist, so kann 
er den anderen Mitgliedstaat ersuchen, die Person wieder aufzunehmen. 
 

(2) Ein Wiederaufnahmegesuch ist so bald wie möglich, auf jeden Fall aber innerhalb von zwei Monaten nach 
der Eurodac- Treffermeldung im Sinne von Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 zu stellen. 
 

Stützt sich das Wiederaufnahmegesuch auf andere Beweismittel als Angaben aus dem Eurodac-System, ist es 
innerhalb von drei Monaten, nachdem der Antrag auf internationalen Schutz im Sinne von Artikel 20 Absatz 2 
gestellt wurde, an den ersuchten Mitgliedstaat zu richten. 
 

(3) Erfolgt das Wiederaufnahmegesuch nicht innerhalb der in Absatz 2 festgesetzten Frist, so ist der 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig, in dem der neue Antrag gestellt 
wurde. 
 

(4) Für ein Wiederaufnahmegesuch ist ein Standardformblatt zu verwenden, das Beweismittel oder Indizien im 
Sinne der beiden Verzeichnisse nach Artikel 22 Absatz 3 und/oder sachdienliche Angaben aus der Erklärung der 
betroffenen Person enthalten muss, anhand deren die Behörden des ersuchten Mitgliedstaats prüfen können, ob 
ihr Staat auf Grundlage der in dieser Verordnung festgelegten Kriterien zuständig ist. Die Kommission legt im 
Wege von Durchführungsrechtsakten einheitliche Bedingungen für die Erstellung und Übermittlung von 
Wiederaufnahmegesuchen fest. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen. 
 

Artikel 25 
 

Antwort auf ein Wiederaufnahmegesuch 
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(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen Überprüfungen vor und entscheidet über das Gesuch um 
Wiederaufnahme der betreffenden Person so rasch wie möglich, in jedem Fall aber nicht später als einen Monat, 
nachdem er mit dem Gesuch befasst wurde. Stützt sich der Antrag auf Angaben aus dem Eurodac-System, 
verkürzt sich diese Frist auf zwei Wochen. 
 

(2) Wird innerhalb der Frist von einem Monat oder der Frist von zwei Wochen gemäß Absatz 1 keine Antwort 
erteilt, ist davon auszugehen dass dem Wiederaufnahmegesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach 
sich zieht, die betreffende Person wieder aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen für die Ankunft zu 
treffen. 
 

Artikel 29 
 

Modalitäten und Fristen 
 

(1) Die Überstellung des Antragstellers oder einer anderen Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c 
oder d aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zuständigen Mitgliedstaat erfolgt gemäß den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften des ersuchenden Mitgliedstaats nach Abstimmung der beteiligten Mitgliedstaaten, sobald 
dies praktisch möglich ist und spätestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des 
Aufnahme — oder Wiederaufnahmegesuchs durch einen anderen Mitgliedstaat oder der endgültigen 
Entscheidung über einen Rechtsbehelf oder eine Überprüfung, wenn diese gemäß Artikel 27 Absatz 3 
aufschiebende Wirkung hat. 
 

Wenn Überstellungen in den zuständigen Mitgliedstaat in Form einer kontrollierten Ausreise oder in Begleitung 
erfolgen, stellt der Mitgliedstaat sicher, dass sie in humaner Weise und unter uneingeschränkter Wahrung der 
Grundrechte und der Menschenwürde durchgeführt werden. 
 

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem Antragsteller ein Laissez-passer aus. Die 
Kommission gestaltet im Wege von Durchführungsrechtsakten das Muster des Laissez- passer. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 
 

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat gegebenenfalls mit, dass die betreffende 
Person eingetroffen ist oder dass sie nicht innerhalb der vorgegebenen Frist erschienen ist. 
 

(2) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs Monaten durchgeführt, ist der zuständige 
Mitgliedstaat nicht mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person verpflichtet und die 
Zuständigkeit geht auf den ersuchenden Mitgliedstaat über. Diese Frist kann höchstens auf ein Jahr verlängert 
werden, wenn die Überstellung aufgrund der Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder 
höchstens auf achtzehn Monate, wenn die betreffende Person flüchtig ist. 
 

(3) Wurde eine Person irrtümlich überstellt oder wird einem Rechtsbehelf gegen eine Überstellungsentscheidung 
oder der Überprüfung einer Überstellungentscheidung nach Vollzug der Überstellung stattgegeben, nimmt der 
Mitgliedstaat, der die Überstellung durchgeführt hat, die Person unverzüglich wieder auf. 
 

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten einheitliche Bedingungen für Konsultationen 
und den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere für den Fall, dass Überstellungen 
verschoben werden oder nicht fristgerecht erfolgen, für Überstellungen nach stillschweigender Annahme, für 
Überstellungen Minderjähriger oder abhängiger Personen und für kontrollierte Überstellungen fest. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 
 

Zu I.) Abweisung der Beschwerde: 
 

Zur Frage der Unzuständigkeit Österreichs für die Durchführung der gegenständlichen Verfahren pflichtet das 
Bundesverwaltungsgericht der Verwaltungsbehörde bei, dass sich aus dem festgestellten Sachverhalt die 
Zuständigkeit Italiens ergibt. 
 

Es war hierbei eine Auseinandersetzung mit der Frage erforderlich, auf welcher Bestimmung die Zuständigkeit 
des ersuchten Mitgliedsstaates beruht (VfGH 27.06.2012, U 462/12). Dies jedoch, sofern maßgeblich, unter 
Berücksichtigung der Urteile des Gerichtshofes der Europäischen Union vom 10.12.2013 in der Rechtssache C-
394/12, Shamso Abdullahi/Österreich und vom 07.06.2016 in der Rechtssache C-63/15, Mehrdad 
Ghezelbash/Niederlande und in der Rechtssache vom 07.06.2016 C-155/15, Karim/Schweden. 
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Der EuGH sprach in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso Abdullahi/Österreich Rz 60, aus, dass in 
einem Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines Asylbewerbers nach Maßgabe des in Art. 10 Abs. 1 
Dublin II-VO festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der Asylbewerber der Heranziehung dieses Kriteriums 
nur damit entgegentreten kann, dass er systemische Mängel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen 
für Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, die ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe 
für die Annahme darstellen, dass er tatsächlich Gefahr läuft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung im Sinne von Art. 4 GRC ausgesetzt zu werden. 
 

Im gegenständlichen Fall ist die Zuständigkeit tatbestandsmäßig in Art. 13 Abs. 1 Dublin III-VO begründet 
(wegen des illegalen Grenzübertritts von Libyen nach Italien, als dem ersten Mitgliedstaat, zum Zeitpunkt der 
ersten Antragstellung auf internationalen Schutz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten im Sinne des Art. 3 Abs. 1 
der Dublin III-VO). Hinweise auf eine legale Einreise in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten sind während 
des Verfahrens nicht zu Tage getreten. Italien hat dem aktuellen Wiederaufnahmegesuch durch Unterlassen einer 
Ablehnung zugestimmt. 
 

Nach der Rechtsprechung des VfGH (17.06.2005, B 336/05; 15.10.2004, G 237/03) und des VwGH 23.01.2007, 
2006/01/0949; 25.04.2006, 2006/19/0673) ist aus innerstaatlichen verfassungsrechtlichen Gründen das 
Selbsteintrittsrecht zwingend auszuüben, wenn die innerstaatliche Überprüfung der Auswirkungen einer 
Überstellung ergeben sollte, dass Grundrechte des betreffenden Asylwerbers bedroht wären. Die 
Verwaltungsbehörde hat von der Möglichkeit der Ausübung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 17 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 604/2013 keinen Gebrauch gemacht. Es war daher zu prüfen, ob von diesem im 
gegenständlichen Verfahren zur Vermeidung einer Verletzung von Grundrechten zwingend Gebrauch zu machen 
gewesen wäre. 
 

Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein 
Fremder abgeschoben werden soll, genügt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulässig 
erscheinen zu lassen. Liegen weder Gruppenverfolgung noch sonstige, amtswegig zu berücksichtigende, 
notorische Umstände grober Menschenrechtsverletzung im Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK 
vor (VwGH 27.09.2005, Zl. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder 
Gefährdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstände, die gerade in seinem Fall eine solche 
Bedrohung oder Gefährdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH 
26.11.1999, Zl 96/21/0499; VwGH 09.05.2003, Zl 98/18/0317; vgl. auch VwGH 16.07.2003, Zl 2003/01/0059). 
Davon abgesehen liegt es beim Asylwerber, besondere Gründe, die für die reale Gefahr eines fehlenden 
Verfolgungsschutzes im zuständigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird 
es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung 
in den zuständigen Mitgliedstaat gerade für ihn eine reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, 
insbesondere einer Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen könnte und, dass er die Asylbehörden davon 
überzeugt, dass der behauptete Sachverhalt zumindest wahrscheinlich ist (VwGH 23.01.2007, Zl 2006/01/0949). 
 

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl. VwGH 17.02.1998, Zl 
96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov/Türkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77). Eine geringe 
Anerkennungsquote, eine mögliche Festnahme im Falle einer Überstellung ebenso eine allfällige 
Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Art. 13 EMRK sind für sich genommen nicht 
ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant wäre 
dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem 
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn 
der Asylantrag im zuständigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Art. 16 Abs. 1 lit e Dublin II VO). Eine 
ausdrückliche Übernahmeerklärung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwägung einzufließen (VwGH 
31.03.2005, Zl 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, Zl 2005/20/0025, VwGH 25.04.2006, Zl 2006/19/0673), 
ebenso andere Zusicherungen der europäischen Partnerstaaten Österreichs. 
 

Mit der Frage, ab welchem Ausmaß von festgestellten Mängeln im Asylsystem des zuständigen Mitgliedstaats 
der Union ein Asylwerber von einem anderen Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die Inanspruchnahme des 
Rechtsschutzes durch die innerstaatlichen Gerichte im zuständigen Mitgliedsstaat und letztlich den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte zur Wahrnehmung seiner Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom 
Aufenthaltsstaat zwingend das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin II-VO (nunmehr Art. 17 Abs. 1 
Dublin III-VO) auszuüben ist, hat sich der Gerichtshof der europäischen Union in seinem Urteil vom 
21.12.2001, C-411/10 und C-493/10, N.S./Vereinigtes Königreich, (zur vergleichbaren Bestimmung der Dublin 
II-VO) befasst und ausgehend von der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in 
der Entscheidung vom 02.12.2008, 32733/08, K.R.S./Vereinigtes Königreich, sowie deren Präzisierung mit der 
Entscheidung des EGMR vom 21.10.2011, 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland, ausdrücklich 
ausgesprochen, dass nicht jede Verletzung eines Grundrechtes durch den Mitgliedsstaat, sondern erst 
systematische Mängel im Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen für Asylwerber im zuständigen 
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Mitgliedstaat die Ausübung des Selbsteintrittsrechtes durch den Aufenthaltsstaat gebieten (Rn. 86). An dieser 
Stelle ist auch auf das damit in Einklang stehende Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union vom 
14.11.2013 in der Rechtssache C-4/11, BRD/Kaveh Puid zu verweisen (Rn. 36 und 37). 
 

Somit ist zum einen unionsrechtlich zu prüfen, ob im zuständigen Mitgliedsstaat systemische Mängel im 
Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen für Asylwerber vorherrschen und zum anderen aus 
verfassungsrechtlichen Erwägungen, ob die BF im Falle einer Zurückweisung ihrer Anträge auf internationalen 
Schutz und ihrer Außerlandesbringung nach Italien gemäß § 5 AsylG und § 61 FPG – unter Bezugnahme auf 
ihre persönliche Situation – in ihren Rechten gemäß Art. 3 und 8 EMRK verletzt werden würden, wobei der 
Maßstab des "real risk" anzulegen ist, wie ihn EGMR und VfGH auslegen. 
 

Zur möglichen Verletzung von Art. 3 EMRK und 4 GRC: 
 

Gemäß Art. 3 EMRK und Art. 4 GRC darf niemand Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 
Behandlung ausgesetzt werden. 
 

Das erkennende Gericht geht davon aus, dass die allgemeine Lage für nach Italien überstellte Asylwerber aktuell 
keine reale Gefahr einer gegen menschenrechtliche Bestimmungen verstoßenden Behandlung darstellt. 
Insbesondere sind die Praxis der asylrechtlichen und der subsidiären Schutzgewährung, die Grund- und 
Gesundheitsversorgung sowie die Sicherheitslage unbedenklich und genügen den Grundsätzen des Unionsrechts 
(zB AsylGH 08.10.2013, S6 438.101-1/2013; 02.10.2013, S7 437.970-1/2013; 02.09.2013, S1 436741-1/2013; 
BVwG 22.04.2014, W153 2001839-1 und darauf bezogen VfGH 06.06.2014, E 333-336/2014-6). Anhaltspunkte 
dafür, dass der BF einem realen Risiko einer sogenannten Kettenabschiebung von Italien in seinen 
Herkunftsstaat ausgesetzt wäre, was eine Verletzung seiner Rechte gem. Art. 3 EMRK im Falle seiner 
Überstellung nach Italien darstellen würde, sind nicht gegeben. 
 

Unbestritten sind die Aufnahmekapazitäten in Italien knapp, doch liegen keine Hinweise dafür vor, dass 
generelle systemische Mängel in der Aufnahme von Asylwerbern bestehen, sodass gleichsam jeder Dublin-
Rückkehrer mit einer Verletzung seiner Rechte gemäß Art. 3 EMRK zu rechnen hätte. 
 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Entscheidung des EGMR vom 04.06.2013, 6198/12, Daytbegova und 
Magomedova/Österreich, zu verweisen, in welcher der Gerichtshof ausführt, dass die Zustände in Italien 
keineswegs mit jenen in Griechenland zu vergleichen sind. Selbst im Hinblick auf psychisch vulnerable 
Personen besteht in Italien hinreichende medizinische Versorgung, weshalb, sofern ein entsprechender 
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten besteht, eine Überstellung nach Italien nicht als unzulässig 
erkannt werden kann. Ferner hält der Gerichtshof in einer weiteren Entscheidung vom 02.04.2013, 27725/10, 
Mohammed Hussein ua./Niederlande und Italien, im Wesentlichen fest, dass eine Überstellung nach Italien 
zumutbar ist und die Zukunftsaussichten in Italien kein ausreichend konkretes und ernsthaftes Risiko einer 
besonderen Notlage im Sinne von Art. 3 EMRK darstellen. Zudem weisen die generellen Aufnahmebedingungen 
für Asylsuchende in Italien keine systematischen Mängel auf. 
 

Im ergangenen EGMR-Urteil vom 04.11.2014 in der Sache Tarakhel/Schweiz, 29217/12, wiederholte der 
Gerichtshof, dass die derzeitige allgemeine Situation von Asylsuchenden in Italien keineswegs mit jener in 
Griechenland, wie sie im Fall M.S.S./Belgien und Griechenland festgestellt wurde, zu vergleichen ist. Des 
Weiteren obliege es dem Aufenthaltsstaat, vor Überstellung der im Verfahren betroffenen Asylwerber eine 
Zusicherung für dessen Aufnahme und Unterbringung von Italien zu erhalten. Im dieser Entscheidung 
zugrundeliegenden Fall handelte es sich jedoch um eine mehrköpfige Familie einschließlich sechs 
minderjähriger Kinder, wobei es sicherzustellen galt, dass die gesamte Familie in Italien gemeinsam und dem 
Alter der Kinder entsprechend untergebracht wird. Das hier zu beurteilende Verfahren betrifft jedoch keine 
besonders vulnerable Person, da es sich beim Antragsteller um einen erwachsenen Mann ohne schwerwiegende, 
akute oder gar lebensbedrohliche Erkrankungen handelt, welcher zudem volljährig und alleinstehend ist. 
 

Zuletzt hat der EGMR in seiner Entscheidung vom 05.02.2015, A.M.E./Niederlande, wederholt, dass die 
gegenwärtige Situation in Italien nicht mit der Situation in Griechenland zur Zeit der Entscheidung 
M.M.S./Belgien vergleichbar ist und dass die generelle Aufnahmesituation nicht ein Hindernis für die 
Überstellung von allen Asylwerbern bilde. 
 

Den dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden aktuellen Berichten zu Italien ist zu entnehmen, dass die 
italienischen Behörden belegbare Anstrengungen zur steten Gewährleistung eines ordentlichen Asylverfahrens 
bzw. auch hinsichtlich einer lückenlosen Versorgung unternehmen und konkret nicht davon auszugehen ist, dass 
die italienischen Aufnahme- oder Unterbringungskapazitäten aktuell erschöpft wären. Dass in Italien keine 
ausreichenden Unterbringungsmöglichkeiten bestehen, deckt sich nicht mit den oben angeführten 
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unzweifelhaften Länderfeststellungen. Hinzu kommt, die offenkundige Tatsache, dass Überstellungen nach 
Italien unter enger Kooperation der daran beteiligten Behörden erfolgen, wodurch sichergestellt wird, dass 
überstellte Personen einer Versorgung zugeführt werden. 
 

Unter diesem Gesichtspunkt war die Einholung einer individuellen Zusicherung der Unterbringung und 
Versorgung seitens der italienischen Behörden – wie in der Beschwerde gefordert – nicht notwendig. 
 

Zu dem Vorbringen des BFs, nunmehr in Österreich bleiben zu wollen, ist zu sagen, dass es einem Asylwerber 
nicht frei steht, das Asylverfahren in einem Land seiner Wahl durchzuführen. Gemäß Art. 3 Abs. 1 letzter Satz 
Dublin III-VO wird nämlich jeder Asylantrag von einem einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien 
des Kapitels III als zuständiger Staat bestimmt wird. Daher stellt die rechtswidrige Weiterreise innerhalb der 
Union zwecks Einbringung eines Asylantrages gerade jenes Verhalten dar, das durch die Rechtsvorschriften des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems verhindert werden soll, um eine zügige Bearbeitung von Asylanträgen 
zu ermöglichen. Das genannte Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehörigen in einem der 
Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein 
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zuständigkeit sich primär nicht aufgrund des Wunsches des 
Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten 
Zuständigkeitskriterien ergibt. Die Dublin-VO wurde insbesondere auch deswegen eingeführt, um ein festes 
Zuständigkeitssystem der einzelnen Mitgliedsstaaten zur Prüfung eines Asylantrages zu verankern und derart 
einen so genannten Asyltourismus (Asylum Shopping) zu verhindern. 
 

Es liegen insbesondere auch keine Verurteilungen Italiens durch den EGMR oder den EuGH vor, welche eine 
Praxis systemischer Mängel des italienischen Asylwesens, insbesondere im Fall von Dublin-Überstellten aus 
anderen EU-Staaten, erkennen ließen. Die Europäische Kommission hat zwar am 24.10.2012 ein 
Fristsetzungsschreiben gemäß Art. 258 AEUV wegen Verletzung europäischer Richtlinien im Asylwesen an 
Italien gerichtet, ein weitergehendes Verfahren vor dem EuGH liegt derzeit jedoch nicht vor. Aus der 
Rechtsprechung des EuGH ergibt sich außerdem, dass die Verletzung einzelner Bestimmungen von Richtlinien 
nicht schon per se mit dem Vorliegen systematischer Mängel gleichzusetzen ist (21.12.2011, C-411/10 und C-
493/10, N.S. ua./Vereinigtes Königreich). Auch verschiedene Einzelfallentscheidungen deutscher Gerichte 
belegen nicht solche systemischen, regelmäßig zu schweren Menschenrechtsverletzungen führenden Mängel in 
Italien. 
 

Hinzu kommt ergänzend, dass UNHCR zu Italien, anders als zu Griechenland und 2014 zu Bulgarien keine 
Empfehlung an die EU-Mitgliedstaaten ausgesprochen hat, wonach von Überstellungen nach Italien aufgrund 
des Vorliegens akuter und systemischer Probleme im dortigen Aufnahmewesen Abstand zu nehmen wäre. Der 
VwGH hat zuletzt angesichts im Wesentlichen gleichlautender Länderfeststellungen zur Situation in Italien 
keinen Anlass gesehen, die Regelvermutung des § 5 Abs. 3 AsylG 20015 in Zweifel zu ziehen (Ra 2016/20/0221 
vom 20.10.2016). 
 

Das Bundesverwaltungsgericht verkennt nicht, dass der italienische Staat Probleme bei der lückenlosen 
Versorgung von Asylwerbern und Personen mit Aufenthaltstiteln hat. Es kann allerdings nicht von solchen 
Mängeln im italienischen Asylsystem gesprochen werden, welche eine Überstellung des BFs jedenfalls 
unzulässig erscheinen lassen würden. Im Gegensatz zu der von der internationalen Rechtsprechung einhellig als 
systemisch mangelhaft beurteilten Lage in Griechenland, beschränken sich die Probleme in Italien im 
Wesentlichen auf die materielle Versorgung von Flüchtlingen, wobei jedoch sonst von einem im Großen und 
Ganzen funktionierenden Asylwesen auszugehen ist. 
 

In Zusammenhang auf die medizinische Versorgung ist auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte zu verweisen, der in seinem Urteil N. gegen Vereinigtes Königreich vom 27.05.2008, Nr. 
26565/05, ausführte, dass keine Verpflichtung der Vertragsstaaten bestehe, jeden Ausländer vor einer 
Verschlechterung seines Gesundheitszustandes in seinem Heimatland zu bewahren, was selbst dann gelte, wenn 
die Rückführung wegen der schlechten medizinischen Versorgung zum Tod oder zu einer Verkürzung der 
Lebenserwartung führe. Gemäß ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
stellt es abgesehen von außerordentlichen Umständen keinen Eingriff in die durch Art. 3 EMRK garantieren 
Rechte dar, wenn mit der Ausweisung merklich schwierigere Lebensumstände und eine reduzierte 
Lebenserwartung verbunden sind, da zahlreiche Konventionsgarantien zwar wirtschaftliche und soziale 
Auswirkungen haben, die Konvention jedoch im Wesentlichen bürgerliche und politische Rechte schützt. 
Diesbezüglich führt der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis U 48/08 vom 07.11.2008 aus, dass im 
Allgemeinen ein Fremder kein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort 
medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder 
selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder 
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in 
einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. Fall Ndangoya). Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher 
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Umstände führt die Abschiebung zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein 
lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter qualvollen 
Umständen zu sterben. Weder im Verwaltungsverfahren noch in der Beschwerde hat der Beschwerdeführer 
gesundheitliche Probleme behauptet, weshalb eine Überstellung aus gesundheitlichen Aspekten zulässig ist. 
 

Der mentale Stress bei einer Abschiebung selbst ist kein ausreichendes "real risk", weshalb eine – nach dem 
Maßstab der Judikatur des EGMR – maßgebliche Wahrscheinlichkeit einer Verletzung der Rechte des BFs 
gemäß Art. 3 EMRK nicht erkannt werden kann. Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass die 
Fremdenpolizeibehörde bei der Durchführung einer Abschiebung im Fall von bekannten Erkrankungen des 
Fremden durch geeignete Maßnahmen dem jeweiligen Gesundheitszustand Rechnung zu tragen hat. 
Insbesondere erhalten kranke Personen eine entsprechende Menge der verordneten Medikamente. Anlässlich 
einer Abschiebung werden von der Fremdenpolizeibehörde auch der aktuelle Gesundheitszustand und 
insbesondere die Transportfähigkeit beurteilt sowie gegebenenfalls bei gesundheitlichen Problemen 
entsprechende Maßnahmen gesetzt. 
 

Aus den dem angefochtenen Bescheid von der belangten Behörde zu Grunde gelegten ausreichend aktuellen 
Länderfeststellungen zu Italien lassen sich, insbesondere in Bezug auf die Durchführung des Asylverfahrens, die 
Unterbringung, die medizinischer Versorgung sowie die Sicherheitslage von Asylwerbern, keine Hinweise auf 
grobe systemische Mängel erkennen, weshalb im Falle einer Überstellung des BFs nach Italien keine Verletzung 
des Art. 3 EMRK im Sinne einer "real risk" Betrachtung zu befürchten ist. 
 

Zusammengefasst konnten keine besonderen Gründe, die für eine reale Gefahr der Verletzung des Art. 3 EMRK 
bzw. Art. 4 GRC in Italien sprechen, glaubhaft gemacht werden, weshalb die Vermutung des § 5 Abs. 3 AsylG, 
die von einem ausreichenden Schutz vor Verfolgung in einem Mitgliedstaat ausgeht, nicht widerlegt wird. 
 

Mögliche Verletzung des Art. 8 EMRK bzw. des Art. 7 GRC: 
 

Nach Art. 8 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung 
und seines Briefverkehrs. Ein Eingriff einer Behörde in diese Rechte ist gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK nur statthaft, 
wenn dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen 
Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren 
Handlungen, zum Schutz er Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer 
notwendig ist. 
 

Der BF hat seinen eigenen Angaben zu Folge keine familiären Bindungen zum Bundesgebiet. Ein relevantes 
Abhängigkeitsverhältnis wurde von ihm nicht behauptet, weshalb ein Eingriff in sein Recht auf Achtung des 
Familienlebens nicht vorliegt. 
 

Aufgrund seiner kurzen Aufenthaltsdauer – von lediglich drei Monaten – im Bundesgebiet kann auch kein 
schützenswertes Privatleben angenommen werden (vgl. VfGH 26.02.2007, Zl. 1802, 1803/0-11). Ein 
entsprechend relevantes Vorbringen, welches geeignet wäre den Verdacht einer Rechtsverletzung im Falle der 
Außerlandesbringung nahe zu legen, wurde durch den BF nicht erstattet. 
 

Nach der maßgeblichen Rechtsprechung kann ein allein durch Missachtung der fremden- und 
aufenthaltsrechtlichen Vorschriften erwirkter Aufenthalt keinen Rechtsanspruch aus Art. 8 EMRK bewirken. 
Eine andere Auffassung würde sogar zu einer Bevorzugung der die fremden- und aufenthaltsrechtlichen 
Vorschriften missachtenden Personen führen (vgl. EGMR 08.04.2008, 211878/06 Nnyanzi; VfGH 12.06.2010, 
U 613/10). Der durch die ausgesprochene Anordnung zur Außerlandesbringung des BFs erfolgte Eingriff in sein 
Privatleben ist durch ein Überwiegen des öffentlichen Interesses gegenüber seinen privaten Interessen am 
Verbleib im Bundesgebiet gedeckt. 
 

Abschließend ist auszuführen, dass das Bundesverwaltungsgericht zu dem Ergebnis gelangt, dass im 
vorliegenden Fall keine Verletzung von Rechten aus der EMRK bzw. der GRC zu befürchten ist. Es besteht 
daher keine Veranlassung, von dem im Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) 604/2013 vorgesehenen 
Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen. 
 

Zur Durchführung einer öffentlichen Verhandlung ist auszuführen, dass im vorliegenden Fall der Sachverhalt 
aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint. Hinweise auf die Notwendigkeit der 
Erörterung des Sachverhalts mit dem BF liegen nicht vor. Da insgesamt die Voraussetzungen des §§ 21 Abs. 6a 
und 7 BFA-VG gegeben sind, konnte eine Verhandlung unterbleiben. 
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Eine gesonderte Erwägung bezüglich einer allfälligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 17 
BFA-VG konnte angesichts der erfolgten Sachentscheidung entfallen. 
 

Zu II.) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfragen vor. 
 

Im vorliegenden Fall liegen die tragenden Elemente der Entscheidung allein in der Bewertung der Asyl- und 
Aufnahmesituation im Mitgliedstaat, die auf den umfassenden und aktuellen Feststellungen der Behörde über die 
Lage im Vertragsstaat beruht, sowie in der Bewertung der Intensität des Privat- und Familienlebens des BFs und 
demgemäß in Tatbestandsfragen. 
 

Hinsichtlich der Einordnung des Sachverhalts konnte sich das Bundesverwaltungsgericht insbesondere auf die 
Rechtsprechung der Höchstgerichte und des EGMR bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die 
maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den rechtlichen Erwägungen wiedergegeben. 
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